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Rechtswissenschaftliche Innova-
tionsforschung – Plädoyer für ei-
nen trans- und interdisziplinären
Dialog zwischen Rechts- und
Technikwissenschaft

von Wolfgang Hoffmann-Riem*

Wie das Beispiel der Technikforschung
zeigt, ist die Notwendigkeit eines trans- und
interdisziplinären Dialogs allgemein unbe-
stritten, seine Realisierung aber häufig wei-
ter ein Desiderat. Dies gilt insbesondere
auch für den Einbezug rechtlicher Frage-
stellungen. In der neueren Rechtswissen-
schaft gibt es jedoch eine Reihe von Ansät-
zen, die den trans- und interdisziplinären
Dialog aufnehmen.

Die Notwendigkeit zum Disziplinen
übergreifenden Dialog ergibt sich insbe-
sondere für eine Rechtswissenschaft, die
die Rolle des Rechts im Hinblick auf dessen
Problemlösungsfähigkeit zu bestimmen
sucht. Ein solcher Ansatz ist insbesondere
in Feldern mit hohem Innovationsbedarf
gefragt. Die Gefährdung der Umwelt, Heraus-
forderungen der Informations- und Wissens-
gesellschaft, Umwälzungen im Energiemarkt
oder anwendungsorientierte Erfindungen
etwa in der Gen- und Biotechnologie bieten
Chancen für einen gestaltenden Beitrag des
Rechts zur Ermöglichung von Innovationen,
erfordern aber auch eine gleichzeitige Vor-
sorge für die Beachtung von Gemeinwohlin-
teressen. Gefordert ist eine teilweise Neube-
stimmung der Rechtswissenschaft. In dem
Beitrag wird der Weg hin zu einer "rechts-
wissenschaftlichen Innovationsforschung"
skizziert, die auf die Ermöglichung techni-
scher, sozialer und kultureller Innovationen
durch Recht zielt, ohne den zugleich gebo-
tenen Schutz für nachteilig betroffene
Rechtsgüter zu verweigern.

Die Notwendigkeit eines trans- und interdiszi-
plinären Dialogs ist allgemein unbestritten,
seine Realisierung aber häufig weiterhin ein
Desiderat. Am Beispiel der Technologiefor-
schung lässt sich beobachten, dass es viele gute

Ansätze, auch einzelne Erfolge gibt, dass der
trans- und interdisziplinäre Dialog aber müh-
sam ist, von wechselseitigen Missverständnis-
sen begleitet wird und sich keineswegs selbst-
verständlich und leicht Folgen einstellen, die
als unbestrittener Beleg für die Richtigkeit
eines solchen Vorgehens dienen können. Wer-
den die vom Institut für Technikfolgenabschät-
zung und Systemanalyse (ITAS) aktuell durch-
geführten Forschungsprojekte als Indikator
genommen, dann deutet dies darauf hin, dass
der Dialog zwischen Technikern, Ökonomen
und sogar Sozialwissenschaftlern als weniger
problematisch gilt als der mit Rechtswissen-
schaftlern. Jedenfalls kommen rechtliche Per-
spektiven in dem Design der Forschungspro-
jekte nur sehr begrenzt vor und rechtswissen-
schaftlicher Beistand wird nur ausnahmsweise
gesucht. Das muss aber nicht so bleiben.

1 Berührungsängste und Berührungsnot-
wendigkeiten

1.1 Scheu vor dem Recht

Die Scheu vor dem Dialog mit den Juristen
dürfte Ursachen auch in der Rechtswissen-
schaft selbst haben. Rechtswissenschaft ver-
steht sich herkömmlich als Normwissenschaft
im Traditionszusammenhang einer hermeneu-
tisch ausgerichteten Geisteswissenschaft. Na-
türlich gehören zu ihrem Gegenstand auch
technologiebezogene Normen und zum Rege-
lungsprogramm des Gesetzgebers zählt der
rechtliche Umgang mit Technologiefolgen
(Roßnagel 1993). Die Rechtswissenschaft ist
aber jedenfalls in ihrer geisteswissenschaftli-
chen Ausrichtung nur begrenzt geeignet, den
Zugang auf die technologisch geprägte Realität
so zu finden, dass gemeinsame Problemwahr-
nehmungen zwischen Technik- und Rechtswis-
senschaftlern leicht möglich werden. Aller-
dings gibt es in der neueren Rechtswissenschaft
eine Reihe von Ansätzen, die den trans- und
interdisziplinären Dialog aufnehmen und ver-
suchen, die Rechtswissenschaft auszuweiten.
Anknüpfungsmöglichkeiten bieten insbesondere
neuere steuerungswissenschaftliche Ansätze in
der Rechtswissenschaft, die sich vorrangig mit
den Wirkungen des Rechts in der Realität befas-
sen und nach Voraussetzungen fragen, unter
denen Recht die vom Gesetz angestrebten Ziele
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erreichen kann und unter denen unerwünschte
Wirkungen vermieden werden (Schuppert 1993;
Schmidt-Aßmann 1998, S. 18 ff.; Hoffmann-
Riem 2001, S. 31 ff.).

1.2 Problemorientierte Rechtswissen-
schaft

Die Notwendigkeit zum disziplinenübergreifen-
den Dialog drängt sich insbesondere für eine
problemorientierte Rechtswissenschaft auf, die
die Rolle des Rechts im Hinblick auf dessen
Problemlösungsfähigkeit zu bestimmen sucht
und dabei insbesondere durch Beobachtungen in
Problembereichen stimuliert wird, die neue
rechtliche Ansätze geradezu herausfordern. Die
Diskussionen um die Gefährdung der Umwelt,
die Herausforderungen der Informations- und
Wissensgesellschaft, Umwälzungen im Ener-
giemarkt oder anwendungsorientierte Erfindun-
gen etwa in der Biotechnologie fordern Rechts-
wissenschaftler heraus, die den gestaltenden
Beitrag des Rechts zur Ermöglichung von Inno-
vationen, aber auch zur Bewältigung (Verhinde-
rung) gemeinwohlschädlicher Folgen betonen.
Der Gesetzgeber befindet sich ohnehin in der
Notwendigkeit, sein Recht auf solche Problem-
felder zu beziehen, in denen die Gesellschaft
eine staatliche Problemwahrnehmung fordert.

Die vom Gesetzgeber – mit und ohne
rechtswissenschaftlichen Rat – erlassenen Ge-
setze werden von vielen Akteuren der von ihnen
betroffenen Sozialbereiche allerdings nicht nur
als Hilfe, sondern häufig als lästig oder gar stö-
rend empfunden. Recht wird von manchen als
bürokratische Gängelung von Kreativität, als
Hemmnis für Innovationen und als Störenfried
beim Markterfolg für neue Technologien ver-
standen. Der ausgebaute Rechtsstaat des Grund-
gesetzes wird von manchen sogar als negativer
Standortfaktor im internationalen Wettbewerb
verbucht (statt vieler: Bundesministerium des
Innern 1996).

1.3 Angewiesensein auf Recht

Allerdings lässt sich auch beobachten, dass die
gleichen Akteure in den Ruf nach dem Recht
einstimmen, wenn sich irgendwo Fehlent-
wicklungen erweisen. Die BSE-Krise, die Fut-
termittelskandale, die Schwierigkeiten bei der
atomaren Entsorgung oder bei der Bewältigung

von Gefahren, die von Mülldeponien oder an-
deren kontaminierten Standorten ausgehen,
geben Anschauungsmaterial. Hier wird der
Staat als Verantwortlicher gefragt und sein
Recht als Ausfallbürge im Umgang mit Fehl-
entwicklungen gefordert. Dann wird allen wie-
der bewusst, dass der Staat mit seiner Rechts-
ordnung Vorsorge und Schutz gewähren soll,
dass Recht auch zur Nebenfolgenbegrenzung
dienen muss und Hilfe bei einer gesellschaft-
lich verantworteten Zukunftsgestaltung zu ge-
ben hat.

Recht erfüllt eine Reihe von Funktionen, so
Bereitstellungs-, Schutz-, Konfliktbewältigungs-
und Lernfunktionen (Hoffmann-Riem 2000, S.
166 ff.). Soweit Recht als Schutzrecht wirkt,
geht es vorrangig um den Schutz von Schwa-
chen, wie sich etwa an den Beispielen des Ver-
braucher-, Gesundheits- und Umweltschutz-
rechts beobachten lässt. Die ökonomisch, poli-
tisch oder sozial Machtstarken brauchen das
Recht nicht in gleicher Weise. Recht als
Schutzrecht für andere beengt sie bei der eige-
nen (Macht-)Entfaltung, auch bei der Innovati-
on neuer Güter und Leistungen und deren
Vermarktung – man denke etwa an die Arz-
neimittelindustrie – oder beim Aufbau neuer
Machtpositionen, etwa zur Erzielung von „Mo-
nopolrenten“ in einem vermachteten Markt. Es
wäre jedoch falsch, Recht nur als Schutzrecht
für Schwache einzuordnen. Auch die Macht-
starken benötigen Recht, beispielsweise zur
Minimierung von Risiken ihres Handelns.
Haftungsbeschränkungsrecht ist ein Beispiel
dafür. Aber auch zur Sicherung der ökonomi-
schen Verwertbarkeit der am Markt angebote-
nen Güter und Leistungen nutzen sie das Recht,
so neben dem allgemeinen Bürgerlichen Recht
(BGB) etwa das Urheber- und Patentrecht.
Auch wünschen sie regelhaft Planungssicher-
heit und vor allem politische Stabilität. Diese
soll auch dann gesichert sein, wenn neuere
(auch technologische) Entwicklungen zu Pro-
blemen führen, etwa zur Freisetzung von Ar-
beitskräften auf Grund technologisch induzier-
ter Rationalisierungen. Dann soll der Staat
durch sein Sozialrecht zumindest Auffangposi-
tionen bereithalten, um die politische Spreng-
kraft aus instabilen Situationen zu nehmen.

Dies alles betrifft auch den Bereich tech-
nologischer Innovationen. Recht ist kein gebo-
rener Feind von Innovationen, da es Verhal
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tenssicherheit auch für die Innovateure schafft
und ihnen möglicherweise Risiken abnimmt,
die sie sonst davon abhalten müssten, wage-
mutig zu sein. Ein Problem ist aber ein für den
Innovationsprozess blindes oder gar ein inno-
vationsfeindliches Recht.

2 Rechtswissenschaftliche Innovations-
forschung

Ein konstruktiver Dialog zwischen denen, die
für die Setzung und Anwendung des Rechts
Verantwortung tragen, und denen, die durch ihr
außerrechtliches Verhalten Probleme schaffen,
die letztlich doch auch mit Hilfe des Rechts
bewältigt werden müssen, kommt am ehesten
zustande, wenn er auf die Entstehung von
Recht zielt, das den jeweiligen Problemberei-
chen angemessen ist. Dazu gehört auch Recht,
das auf die Ermöglichung technischer, sozialer
und kultureller Innovationen zielt, wenn es den
zugleich gebotenen Schutz nicht verweigert.
Ein Blick auf die Rechtswissenschaft zeigt
allerdings, dass sie sich zwar auch mit techno-
logischem und sozialem Wandel beschäftigt,
dass es aber anders als in anderen Wissen-
schaftsdisziplinen (wie Soziologie, Politikwis-
senschaft, Verwaltungswissenschaft und vor
allem Betriebswirtschaftslehre) keine Unterdis-
ziplin der „Innovationsforschung“ in der
Rechtswissenschaft gibt.

Um einen Ansatzpunkt zur Behebung die-
ses Mangels zu schaffen, ist an der Universität
Hamburg Mitte der 90er Jahre die „Forschungs-
stelle Recht und Innovation“ gegründet worden,
die sich der „rechtswissenschaftlichen Innovati-
onsforschung“ als einer neu zu begründenden
Unterdisziplin der Rechtswissenschaft zuwendet
und die vor allem ein Forum für einen entspre-
chenden Dialog bereitstellen will. Ihr Gegen-
stand ist das innovationserhebliche Recht, also
das Recht, das auf Innovationsprozesse einwirkt,
sei es als allgemein geltendes Recht, sei es als
ein speziell auf innovationsgeneigte Problemfel-
der bezogenes Recht (Hoffmann-Riem 1998;
Eifert, Hoffmann-Riem 2002). Zum Gegenstand
der Forschung gehören Überlegungen zur Absi-
cherung der Möglichkeit von Innovationen, aber
zugleich zur Vorsorge für deren Gemeinwohl-
verträglichkeit und gegebenenfalls zur Beglei-
tung von Innovationsprozessen bis hin zur An-
wendung der aus ihnen hervorgehenden Pro-

dukte und Dienstleistungen. Gegenstand dieser
rechtswissenschaftlichen Innovationsforschung
sind nicht Innovationen in der Rechtsordnung
(also der Wandel im Recht), sondern die rechtli-
chen Einwirkungen auf außerrechtliche Innova-
tionsprozesse. Dies schließt es selbstverständlich
nicht aus, dass die Beschäftigung mit diesem
Gegenstandsbereich Anregungen vermittelt, die
auch auf Änderungen im Recht zielen.

3 Innovationsoffenheit und Innovations-
verantwortung

Diese Aufgabenumschreibung verweist auf ein
normatives Vorverständnis der rechtswissen-
schaftlichen Innovationsforschung. Sie geht
nicht davon aus, dass es gesellschaftlich sinnvoll
ist, Innovationen im Interesse der Risikovermei-
dung im Zweifel zu unterbinden. Vielmehr un-
terstellt sie, dass moderne Gesellschaften unter
erheblichem Innovationsdruck stehen und dass
es sinnvoll ist, diesen zu akzeptieren und mög-
lichst konstruktiv aufzugreifen, aber in eine
Richtung zu lenken, die auch Gemeinwohlbe-
lange berücksichtigen hilft. Schlagwortartig ist
eines ihrer Leitbilder die Sicherung der Innova-
tionsoffenheit des Rechts, ein anderes aber auch
die Absicherung von Innovationsverantwortung
durch Recht. Mit beidem soll das aufgefangen
werden, was in früheren Diskussionen häufig
unter dem Schlagwort der Gesellschaftsverträg-
lichkeit von Innovationen behandelt wurde.
Sowohl der positive Beitrag von Innovationen
zur gesellschaftlichen Entwicklung als auch die
Eröffnung von Entwicklungspfaden, die norma-
tiv erwünschte Ziele erreichen helfen und uner-
wünschte Wirkungen vermeiden, gehören in
diesen Bereich (Sauer, Lang 1999).

4 Zugang zum Realbereich des Rechts

Jeder Zweig der Rechtswissenschaft muss sich
an den Standards orientieren, die in der
Rechtswissenschaft allgemein anerkannt sind –
es sei denn, es gibt Anlass, sie wegen ihrer
Unzulänglichkeit zu überwinden. Die Eigen-
ständigkeit der Rechtswissenschaft als spezifi-
scher Normwissenschaft zeigt sich daran, dass
sie sich auf die im Demokratie- und Rechts-
staatsprinzip verankerten Vorgaben rechtsnor-
mativer Bindung einzulassen hat (Gesetzesvor-
behalt). Diese Vorgaben mögen kritisiert wer



TA-KONZEPTE UND -METHODEN

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 2, 12. Jg., Juni 2003 Seite 95

den, soweit es aber um die Anwendung von
Recht auf konkrete Streitfälle gibt, sind sie
nicht disponibel. Daher muss Ausgangspunkt
auch der rechtswissenschaftlichen Innovations-
forschung sein, das spezifisch Rechtsnormative
zu respektieren und in den Erkenntnisinteres-
sen und Methoden widerzuspiegeln.

Dies schließt eine trans- und interdiszipli-
näre Ergänzung einer solchen an sich monodis-
ziplinären Blickrichtung von Rechtswissen-
schaft nicht aus. Transdisziplinär muss Rechts-
wissenschaft schon deshalb sein, weil Rechts-
normen auf einen Ausschnitt von sozialer, öko-
nomischer, technologischer, kultureller u. ä.
Realität bezogen sind, in dem das Problem ver-
ankert ist, für dessen Lösung Recht benötigt
wird. Dabei kann es sich zum einen um einen
konkreten Sachverhalt handeln, der zu einem
Rechtsgüter- und Interessenkonflikt geführt hat,
zu dessen Lösung Recht herangezogen wird. Die
Erfassung eines solchen Sachverhalts ist die
„klassische“ Aufgabe der administrativen und
richterlichen Rechtsanwendung. Normen ver-
weisen aber auch in allgemeiner und typisieren-
der Weise auf Realbereiche – das Medienrecht
etwa auf Medien in ihrem jeweiligen Entwick-
lungsstand, das Arzneimittelrecht auf den Ge-
sundheitsmarkt, aber auch auf den Stand phar-
mazeutischer Entwicklungen u. ä. Auch diese
Realbereiche der Normen sind Gegenstände der
Rechtswissenschaft, und zwar solche, zu deren
Erfassung auch andere Wissenschaften beitragen
können (vgl. Müller, Christensen 2002, die in-
soweit aber vom „Normbereich“ sprechen).

Soweit Normen – wie regelhaft – (positiv)
Ziele verwirklichen oder (negativ) Gefahren
abwehren wollen, nehmen sie Folgen der
Rechtsgeltung bzw. der Anwendung von Nor-
men in den Blick (Deckert 1995; Sommermann
2002). Wie weit auch Sekundär- und Tertiär-
folgen rechtlich bedeutsam sind, ist zwar häu-
fig streitig; die betriebswirtschaftliche Diskus-
sion um die Folgendimensionen Output, Out-
come und Impact (Nullmeier 2001, S. 357 ff.)
hat Anregungen für die Rechtswissenschaft
geschaffen, unterschiedliche Folgendimensio-
nen zu identifizieren und sich verstärkt mit der
Auswahl rechtlich relevanter Folgen zu be-
schäftigen. Dabei ist die Frage einzubeziehen,
ob und wie weit auch sonstige, vom Gesetzge-
ber nicht ausdrücklich angestrebte Folgen –
etwa arbeitsmarktpolitische Konsequenzen von

Industrieansiedlungen – in den Blick der
Rechtsanwender genommen werden dürfen.

Die unabweisbaren Blicke in den von
Normen erfassten Realbereich und in den Fol-
genbereich lassen sich mit den typischen
rechtswissenschaftlichen Methoden nicht be-
wältigen, denn diese bieten dafür fast keine Hil-
fen, nicht einmal handwerkliche Rüstzeuge.
Deshalb benötigt die Rechtswissenschaft zu-
mindest die Hinzuziehung auch von Wissen
(Methoden, Erfahrungen u. ä.) aus anderen,
nämlich realwissenschaftlich orientierten Wis-
senschaften. Weil Rechtswissenschaft insofern
defizitär ist, bieten sich auch Überlegungen dazu
an, ob es erfolgversprechend ist, über die bloße
Hinzuziehung des Wissens anderer Disziplinen
hinaus an einer Neukonzeption von Rechtswis-
senschaft, nämlich in Richtung auf eine interdis-
ziplinäre Rechtswissenschaft, zu arbeiten (Gieh-
ring u. a. 1990). Ziel wäre es, den Gegenstands-
bereich der Forschung mit dem Blick auch auf
den anderer Wissenschaften zu bestimmen, die
Wissensbestände anderer Disziplinen zusam-
menzutragen und auf ihre Verwendbarkeit im
rechtswissenschaftlichen Kontext zu besehen
und gegebenenfalls Ziele und Instrumente
rechtswissenschaftlicher Vorgehensweisen neu
zu definieren.

5 Zugang der Technikwissenschaft zum
Recht

Aber auch in umgekehrter Richtung gibt es eine
Herausforderung, nämlich den Einbau der
rechtlichen und rechtswissenschaftlichen Per-
spektive in die Praxis anderer Wissenschaften,
wie etwa der Technikwissenschaft (Roßnagel
1993).

Interdisziplinärer Dialog fordert die Bereit-
schaft zur Kooperation und den Aufbau koope-
rationsgeeigneter Kommunikation. Dazu gehört
die Vorsorge für eine wechselseitige Sprach-
(kommunikations-)fähigkeit, die Bereitschaft zu
wechselseitiger Lernfähigkeit, aber auch eine
Verständigung darüber, welche Integrationstiefe
angestrebt werden soll. Ausgehend von der Be-
grenztheit der Möglichkeit interdisziplinärer
Kooperation ist es wichtig, Auswahlkriterien zu
finden, also über einen auf den interdisziplinären
Dialog und die mögliche interdisziplinäre Neu-
bestimmung der eigenen wissenschaftlichen
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Disziplin ausgerichteten Satz von Relevanzkrite-
rien verfügen zu können1.

5.1 Brücken- und Schlüsselbegriffe

Bei der trans- und interdisziplinären Verständi-
gung kann es hilfreich sein, sich auf Brücken-
und Schlüsselbegriffe zu konzentrieren, die von
vornherein auf eine integrative Problembe-
schreibung und damit die Möglichkeit der inte-
grativen Problembewältigung verweisen. Bei
der Suche nach solchen zur wechselseitigen
Verständigung tauglichen Begriffen (Voßkuhle
2001) und dem Versuch zu ihrer Definition
wird sich herausstellen, dass ihr alltagssprach-
licher Sinn regelhaft von dem fachsprachlichen
Gehalt abweicht und dass die unterschiedlichen
Disziplinen unterschiedliche fachsprachliche
Definitionen verwenden. Anzustreben ist nicht
zwingend eine Vereinheitlichung der Begriffs-
verwendung, wohl aber die Herausarbeitung
zentraler Begriffselemente – gegebenenfalls in
den jeweiligen Disziplinen –, um bei der Be-
griffsverwendung jedenfalls Irrtümer über das
Gemeinte zu minimieren. Beispiele für Brük-
ken- und Schlüsselbegriffe, die sowohl die
Rechtswissenschaft als auch die verschiedenen
Technikwissenschaften angehen können, sind:
Nachhaltigkeit; Information; Sicherheit; Wett-
bewerb; Netzwerk.

5.2 Leitbilder

Eine weitere sinnvolle und gebotene Möglich-
keit der Verständigung ergibt sich, wenn die
jeweils zu Grunde gelegten Leitbilder kommu-
niziert werden. Gemeint sind regulative Ideen,
Visionen oder leitende Konzepte, an denen sich
Wissenschaftler oder Anwender orientieren
(Karstens 2002; Neveling, Bumke, Dietrich
2002). Solche Leitbilder kann es auf unter-
schiedlichen Ebenen geben. Auf einer Makro-
ebene wären etwa die Begriffe der Informati-
onsgesellschaft oder der Wissensgesellschaft zu
nennen. Wichtiger aber ist eine Verständigung
über Leitbilder auf einer eher mittleren Ebene
praktischer Problembewältigung oder für kon-
krete Handlungsaufgaben. Beispielhaft zu nen-
nen sind etwa folgende Leitbilder für Hand-
lungsziele: urbane Stadt; fünf Liter-Auto; pa-
pierloses Büro; Kreislaufwirtschaft. Dies sind
regulative Ideen, die in einem Bild (einer Meta-

pher) aufgefangen werden und auf Grund der
bildhaften Sprache Kommunikation erleichtern
sollen – zugleich aber wegen der meist gegebe-
nen Konturenunschärfe solcher Bilder auch
höchst unterschiedliche Assoziationen wecken
können. Da solche Leitbilder etwas Erwünschtes
bildhaft verkörpern, sind ihnen normative Ele-
mente eigen, ohne dass damit schon vorgeklärt
ist, ob sie auch real wirkungsmächtig werden.
Verkoppelt mit ihrem theoretischen oder prakti-
schen Bezugsrahmen können Leitbilder Orien-
tierungs-, Koordinations- und Motivationsfunk-
tionen erfüllen; sie werden eingesetzt, um den
Entscheidern Unsicherheit zu nehmen, aber vor
allem, um über den visionären Charakter des
Leitbilds Kreativität zu provozieren und die
Bereitschaft zur Mitarbeit an einem gewünsch-
ten Ergebnis zu stimulieren.

Solche Leitbilder sind schon in ihrem Ent-
stehungsprozess an Wertannahmen gekoppelt
und können im Laufe ihrer weiteren Konkreti-
sierung offen für ergänzende oder modifizierte
Wertungen sein. Wenn aber normative Ele-
mente notwendig in die Leitbilder einbezogen
sind, wäre es leichtfertig, Leitbilder nur aus
sozialnormativer Perspektive und ohne Blick
auf rechtliche Vorgaben zu erarbeiten. Leitbil-
der, die den Bereich rechtsnormativer Mög-
lichkeiten verlassen oder rechtsnormativ er-
hebliche Folgen ausblenden, greifen nämlich
notgedrungen zu kurz. Insofern empfiehlt es
sich, in den Prozess der Entwicklung von Leit-
bildern auch die rechtliche und – in methodi-
scher Hinsicht – die rechtswissenschaftliche
Sichtweise einzubeziehen. Da Leitbilder als
regulative Ideen an die zu ihrer Verwirklichung
aufgeforderten Akteure herangetragen werden,
bieten sie eine Möglichkeit, in ihrem Gewande
auch die rechtsnormativen Vorgaben – gewis-
sermaßen in einer Parallelverwertung durch
den juristischen Laien – zu transportieren.

Der Grundgedanke eines normativen
Dialogs kann auch über den Leitbildbereich
hinaus verallgemeinert werden: Da der Prozess
der Technikgenese und -verwertung unweiger-
lich von normativen Elementen begleitet und
geprägt wird, ist es wichtig, sich nicht nur an
sozialnormativ erheblichen Werten zu orientie-
ren, sondern zumindest deren Kompatibilität
mit rechtsnormativen Bewertungen zu sichern,
besser noch: rechtsnormative Vorgaben von
vornherein konstruktiv einzubauen.
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6 Rechtsmacht zu verbindlicher Entschei-
dung

Schon eingangs wurde erwähnt, dass Rechts-
wissenschaft als normbezogene Wissenschaft
ein auf rechtsnormative Bindungen ausgerich-
tetes Erkenntnisinteresse und einen entspre-
chenden Verwendungszusammenhang kennt.
Das Besondere rechtsnormativer Vorgaben
besteht in ihrer hoheitlichen Legitimation. Die
Ankoppelung an das demokratische Gesetz und
die demokratisch legitimierten Instanzen der
Rechtsanwendung geben rechtsnormativen
Vorgaben eine andere Qualität als rein sozial-
normative Wertungen. Die hoheitliche Legiti-
mation der Vorgaben ist zugleich gekoppelt mit
einer hoheitlich begründeten Rechtsmacht der
Rechtsanwender zur verbindlichen Entschei-
dung. Je nach der betroffenen Instanz kann es
sich bei der zu treffenden Entscheidung um
eine zwar für die Adressaten verbindliche, aber
noch kontrollierbare Entscheidung handeln
oder um eine letztverbindliche, also keiner
weiteren Kontrolle unterliegende.

Die Rechtsmacht, ja zum Teil das Monopol
der Rechtsanwender zu bindenden Entscheidun-
gen mag für andere Akteure unerwünscht, lästig
oder ärgerlich sein. Es entspricht aber dem für
einen Rechtsstaat typischen Gesichtspunkt, dass
Rechtssicherheit und Rechtsfrieden nur erreicht
werden können, wenn Konflikte (jedenfalls
irgendwann) einem Ende zugeführt werden
können und wenn es Möglichkeiten hoheitlicher
(notfalls zwangsweiser) Umsetzung verbindli-
cher Entscheidungen gibt.

7 Anforderungen an modernes Recht

7.1 Aufgabenwandel des Staates

In den letzten Jahrzehnten ist das Bewusstsein
dafür gewachsen, dass der Staat nicht all das
leisten kann, was von ihm erwartet wird bzw.
was zu erfüllen er verspricht (Jaenicke 1986;
Ellwein, Hesse 1997; Dierkes, Zimmermann
1996; Grimm 1990). Dabei ist es schon falsch,
von „dem Staat“ zu sprechen und ihn als eine
Art black box zu behandeln. Hinter dem Begriff
des Staates verbergen sich höchst unterschiedli-
che Akteure, Aufträge, Kompetenzen und damit
verbunden: Schwierigkeiten der Aufgabener-
füllung. Die Heterogenität und Fragmentierung

der Gesellschaft (Heitmeyer 1997) geht einher
mit einer Pluralisierung von Zielen und Ver-
wirklichungsmöglichkeiten, die sich auch auf
das Handeln hoheitlicher Akteure auswirken.
Schon vielfach ist beobachtet worden, dass mit
Vetopositionen in pluralen Demokratien die
besten Verwirklichungschancen verbunden sind
oder anders formuliert: dass es leichter ist, etwas
zu verhindern als positiv zu gestalten (Scharpf
1970, 1991). Von Hoheitsträgern werden aber
häufig positive Gestaltungen – nämlich Lösun-
gen für noch nicht bewältigte Probleme – er-
wartet. Nicht nur die hoheitlich geprägten Ent-
scheidungsprozesse sind dafür nur begrenzt
geeignet, sondern auch die für die Rechtsdurch-
setzung verfügbaren Instrumente.

Da heute kaum noch bezweifelt wird,
dass Ge- und Verbote nur begrenzt zur Steue-
rung von Verhalten taugen, ist das hoheitliche
Instrumentarium immer mehr ausdifferenziert
worden (Schmidt-Aßmann 1998, S. 258 ff.;
1993, S. 71 ff.). Auch haben die Staatsorgane
sich veranlasst gesehen, vorsichtiger mit Lei-
stungsversprechen zu sein. In der jüngeren
wissenschaftlichen Diskussion ist dement-
sprechend die Rede davon, dass eine Abkehr
vom „erfüllenden Leistungsstaat“ zum „Ge-
währleistungsstaat“ zu beobachten sei (Hoff-
mann-Riem 2001). Gemeint ist, dass der Staat
erwünschte Wirkungen nicht oder nicht vor-
rangig durch Eigenleistungen (Ge- und Ver-
bote, Gewährungen) erbringt, sondern auf
Dritte vertraut, also auf gesellschaftliche
Handlungsträger. Das Recht schafft einen
Rahmen dafür und stellt insbesondere Spielre-
geln für privatautonomes Handeln bereit und
sorgt für Sicherheits- und Auffangnetze für
den Fall des Versagens privater (gesellschaft-
licher) Selbstregulierung (Schuppert 2000).

7.2 Hoheitlich regulierte gesellschaftliche
Selbstregulierung

Zwar gibt es weiterhin einen Bedarf für „har-
tes“, nämlich regulatives Recht, etwa in Form
von Grenzwertsetzungen für Verschmutzungen,
Mindestanforderungen an gefahrenauslösende
Technologien u. ä. Dieses ist regelhaft „begren-
zendes“ Recht. Hinzu tritt aber das „ermögli-
chende“ Recht, das Rechtsformen bereitstellt
oder Korridore rechtlich erlaubten Verhaltens
markiert, das Verhalten im Einzelnen aber da
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rüber hinaus nicht prägt (Schuppert 1993, S. 96
ff.). Typisch für moderne rechtliche Steuerung
ist das zunehmende Vertrauen auf Konzepte
dezentraler Selbstregulierung, der Anreizsteue-
rung und der Kontextsteuerung (Hoffmann-
Riem 1993, S. 135 ff.). Dahinter steckt die Er-
fahrung, dass es nicht oder nur begrenzt gelingt,
Zwecke mit Hilfe des Rechts zu erreichen, die
den Interessen der Regulierten zuwider laufen.
Selbst imperatives (mit Ge- und Verboten ar-
beitendes) Recht kann unterlaufen, umgangen
oder schlicht missachtet werden. Modernes
Recht ist daher bemüht, Anreize für die Rechts-
befolgung zu setzen; der Erfolg setzt regelhaft
voraus, dass die rechtliche Regulierung den
betroffenen Interessen nicht oder jedenfalls nicht
vollständig zuwiderläuft, sondern sie einzufan-
gen versucht. Staatliche Forschungsförderung ist
ein typisches Beispiel; die Lockerung von an
sich geltenden rechtlichen Anforderungen im
Zusammenhang mit der Innovationsförderung
(innovation waiver) ist ein anderes Beispiel. Vor
allem aber ist die schon erwähnte Einflussnahme
auf Rahmensetzungen und Spielregeln als Typ
der Kontextsteuerung prägend für einen we-
sentlichen Teil des modernen Rechts.

Für ein auf gesellschaftliche Selbstregulie-
rung vertrauendes, aber rechtliche Vorgaben
einbauendes hoheitliches Konzept hat sich in
jüngerer Zeit der Begriff der regulierten Selbst-
regulierung eingebürgert (Die Verwaltung
2001). Die dafür nutzbaren Konstruktionen sind
höchst unterschiedliche. Beispielhaft nenne ich
die Subvention von F&E-Vorhaben, verbunden
mit Auflagen; die Verbindung von Ziel- und
Konzeptvorgaben mit regulatorischen Auffang-
netzen bei der Zielverfehlung (Beispiel: das
duale System in der Abfallversorgung) (Finckh
1998). Auch gibt es eine Reihe von „Freigaben“
zur gesellschaftlichen Selbstregelung, die aber
im Schatten der Drohung mit regulativem Ein-
schreiten für den Fall verbunden sind, dass die
gesellschaftliche Selbstregelung die erwünsch-
ten Ziele nicht erreichen hilft. Ein Beispiel sind
Selbstverpflichtungen der Wirtschaft bzw.
Selbstbeschränkungsabkommen (Köpp 2001).

7.3 Optionenorientiertes Recht

Solche „weichen“ Steuerungsansätze sind ins-
besondere in Bereichen unabdingbar, in denen
Innovationen erwünscht sind. Recht, das auf

Innovationen bezogen ist, will ja in irgendeiner
Weise das Neue regeln, bevor es Wirklichkeit
geworden ist. Dies soll zugleich in einer Weise
geschehen, die die Entstehung des Neuen nicht
unterdrückt. Derartiges ist für Recht eine sehr
ungewöhnliche Aufgabe. Sein typischer Rege-
lungsgehalt ist der Umgang mit bekannten
Problemen und die Herstellung von Rechtssi-
cherheit bei ihrer Bewältigung. Es bedeutet
eine Paradoxie innovationsbezogener Regulie-
rung, dass sie etwas zu beeinflussen sucht, das
es noch gar nicht gibt (Sauer, Lang 1999); die
fehlende Klarheit über die Gegenstände und
mögliche Ergebnisse der Regulierung fordern
ein entsprechendes „offenes“ Recht.

Insofern muss es diesem Recht vorrangig
darum gehen, Innovationskorridore offen zu
halten, sie aber auch so zu begrenzen, dass
gesellschaftliche Innovationsverantwortung
gewahrt wird. Dies kann dadurch geschehen,
dass in dem Bereich des Korridors für Anreize
gesorgt wird, dass gewissermaßen im Hucke-
packverfahren auch „öffentliche Interessen“
mitverwirklicht werden. Jedenfalls muss dieses
Recht weitestgehend durch das Denken in
Möglichkeitsräumen (nicht in Ver- und Gebo-
ten) geprägt sein, kann aber mit der Abfede-
rung durch Auffangordnungen für den Fall des
regulativen Versagens gekoppelt werden.
Recht dieser Art ist auf Optionen ausgerichtet.
Ein optionenorientiertes (optionales) Recht
(Voßkuhle 2003) respektiert die Grenzsetzun-
gen für den Korridor. Es belässt aber ein hin-
reichend breites Spektrum für Verhalten, damit
genügend Spielraum für Innovationen ver-
bleibt. Möglich sind auch programmatische
Vorgaben (Orientierungspunkte) für das Ver-
halten im Korridor. Die in jüngerer Zeit immer
häufiger genutzten normativen Programmie-
rungen mit Hilfe von Ziel- und Konzeptvorga-
ben deuten auf eine solche Vorgehensweise.

7.4 Richtigkeitsdimensionen des Rechts

Eine Modifikation im staatlichen Aufgabenver-
ständnis und in der rechtlichen Steuerung fordert
ein Umdenken bei der Definition dessen, was
rechtlich als „richtig“ verstanden wird. Zur
Rechtswidrigkeit i. e. S. treten insbesondere die
Optimalität, Akzeptabilität und Implementier-
barkeit hinzu. Es genügt nämlich nicht, dass ein
Verhalten legal ist, also keine rechtlichen Fehler
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erkennen lässt. Die Rechtsordnung zielt viel-
mehr darüber hinaus auf eine Optimalität bei der
Verwirklichung bzw. Balancierung unterschied-
licher Interessen (etwa Innovationsermögli-
chung im Interesse wirtschaftlicher Verwertung
innovativer Güter bei gleichzeitiger Gefahren-
vorsorge). Die Rechtsordnung ist ferner um
Akzeptanz bemüht. Zum einen geht es darum –
man denke etwa an biotechnologische Innova-
tionen –, Akzeptanz bei den Regelungsadressa-
ten zu gewinnen, also etwa den Innovationsak-
teuren, aber auch bei den möglicherweise durch
Verhalten anderer nachteilig Betroffenen. Ein
derartiges Bemühen um Akzeptanz kann sich
auf den Einzelfall der Rechtsanwendung bezie-
hen, aber auch auf die gesamtgesellschaftliche
Problemwahrnehmung und damit die Ermögli-
chung von gesellschaftlicher und politischer
Stabilität. Zu den Richtigkeitsgaranten des
Rechts gehört aber auch seine Vollzugstauglich-
keit – soweit stattdessen nicht allein auf eine
reine Symbolfunktion des Rechts vertraut wird2.

7.5 Einbau des Rechts in innovationsbe-
zogene Wirklichkeitskonstruktionen

Ein auf derartige Richtigkeitsdimensionen be-
zogenes und neue Instrumente rechtlicher
Steuerung nutzendes Recht lässt sich in Prozes-
se der Genese und Anwendung von Innovatio-
nen integrieren. Anknüpfungspunkte gibt es
viele. Erwähnt wurde schon der Einbau der
rechtlichen Perspektive in die Entwicklung von
Leitbildern. Wichtig ist auch die Rücksicht-
nahme des Rechts auf Marktbedingungen, da
Innovationen in einer privatwirtschaftlichen
Ordnung immer noch am ehesten durch die
Aussicht auf die wirtschaftliche Verwertung
stimuliert werden. Sinnvoll ist der Einbau
rechtlicher Rücksichtnahmen in Innovations-
netzwerke mit ihren diversen Rückkoppelungs-
prozessen: Je besser bei den verschiedenen
Netzwerkakteuren gleiche oder zumindestens
kompatible normative Orientierungen bekannt
und anerkannt sind, umso leichter wird die
Berücksichtigung des Rechts gesichert werden
können. Erstrebenswert ist es, die rechtliche
Orientierung in die Innovationsbahnen bzw.
Entwicklungspfade einzubauen, die für die
jeweiligen Innovationen typisch sind. Kurz und
zusammenfassend formuliert: Es sollte darum
gehen, die rechtliche Perspektive in die Kon-

struktion innovationsbezogener Wirklichkeiten
einzubauen, also in einen Prozess, an dem
höchst unterschiedliche Innovationsakteure
mitwirken.

8 Auf dem Weg zu einer Neuen Rechtswis-
senschaft

Soll dies nicht nur eine Forderung an die jeweils
anderen Wissenschaften sein, sondern auch die
Rechtswissenschaft selbst betreffen, fordert dies
deren teilweise Neubestimmung. Insofern ist es
kein Zufall, dass die Gründung der oben (2.)
erwähnten „Forschungsstelle Recht und Innova-
tion“ im Zusammenhang übergreifender Bemü-
hungen zu einer Reform des (Verwaltungs-)
Rechts steht, die im letzten Jahrzehnt von einer
Reihe von Wissenschaftlern ergriffen worden
sind (Überblick bei Voßkuhle 1999). Die
rechtswissenschaftliche Innovationsforschung
versteht sich insofern als eine Unterdisziplin
einer modernen Rechtswissenschaft, die sich
auch auf die Innovationstauglichkeit des Rechts
und die Innovationsverantwortung der Akteure
bezieht. Insofern können die von Innovations-
prozessen ausgehenden Herausforderungen an
die Rechtswissenschaft auch dazu führen, dass
Innovationen im Recht erforderlich werden, um
den geschilderten Anforderungen angemessen
begegnen zu können.

Die zu entwickelnde Neue Rechtswissen-
schaft kann die in der Technikwissenschaft vor-
herrschende problemzentrierte Perspektive auf-
greifen. Sie geht dann problemorientiert vor und
fragt – meist in Weiterentwicklung vorhandener
Konzepte –, welches problemangemessene Lö-
sungen sind. In der neuen rechtswissenschaftli-
chen Diskussion spiegelt sich diese Vorgehens-
weise z. B. darin wider, dass die auf solche Pro-
blemfelder bezogenen Rechtsgebiete als „Refe-
renzbereiche“ der rechtswissenschaftlichen
Diskussion (Schmidt-Aßmann 1993, S. 14 ff.)
verstanden und analysiert werden. Zu solchen
besonders gut auf den trans- und interdisziplinä-
ren Dialog verweisenden Referenzbereichen
gehören z. B. das Umweltrecht, das Recht von
Information und Kommunikation, das Gen- und
Biotechnologierecht, aber auch – insofern
selbstbezüglich auf Rechtsanwendungsakteure
ausgerichtet – das Recht der Verwaltungsmo-
dernisierung. In solchen Bereichen hat der Ge-
setzgeber – nicht zuletzt angestoßen durch inter
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nationale Entwicklungen und vor allem die Im-
pulsfunktion der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften – zum Teil neue rechtliche
Instrumente entwickelt. Diese werden analysiert
und es wird versucht, die in den Referenzberei-
chen beobachtbaren neuen Steuerungsansätze
nicht nur auf ihre Steuerungstauglichkeit zu
besehen, sondern auch auf die Verallgemeiner-
barkeit im Hinblick auf andere Problemfelder.
Insofern besteht ein Ziel auch darin, Anregun-
gen für evolutionäre Veränderungen im Recht
allgemein zu gewinnen und zu versuchen, die
Einsichten auch in „Allgemeinen Lehren“ oder
gar in „Allgemeinen Teilen“ für bestimmte
rechtliche Regelungskonzepte zu bündeln. Dar-
auf bezogenes Lernen ist unverzichtbar für eine
Neue Verwaltungsrechtswissenschaft. Deren
Entwicklung ist durch die gegenwärtig beob-
achtbaren Modernisierungsprozesse und den
steigenden Innovationsbedarf der Gesellschaft
überfällig geworden.

9 Risiko als Chance

Neue Entwicklungen sind nicht nur in der Tech-
nikwissenschaft, sondern überall riskant. Ande-
rerseits gibt es erfahrungsgemäß keinen (techni-
schen oder anderen) Fortschritt ohne Risiko.
Innovationsbezogenes Recht versucht, die mit
technikbezogenen Innovationen u. ä. verbunde-
nen Risiken rechtlich verantwortbar zu halten.
Rechtswissenschaftliche Innovationsforschung
muss sich aber ihrerseits dem Risiko aussetzen,
in der Rechtswissenschaft nicht akzeptiert zu
werden oder zu Konzepten oder gar Empfehlun-
gen zu kommen, die sich letztlich nicht durch-
setzen. Durch Anknüpfung an den bisherigen
Fundus der Rechtswissenschaft, gekoppelt mit
der Bereitschaft zur Weiterentwicklung, können
die Risiken aber vermindert werden. Allerdings
wäre es ebenfalls riskant, sich stets an der eta-
blierten Wissenschaft rückversichern zu wollen,
da sie häufig gerade keine Anknüpfungspunkte
für Neuansätze enthält. Insofern muss die Be-
reitschaft, Irrtümer zu begehen und notfalls auch
zu scheitern, als Kreativitätsreserve erhalten
bleiben. Sie kann mit dem Vertrauen in die Pro-
duktivität (auch) unberechenbarer Diskurse
gekoppelt werden, die jedenfalls dann folgen-
reich werden können, wenn sie problemange-
messene Antworten in Bereichen erarbeiten
helfen, die durch eine traditionelle oder auch

monodisziplinäre Betrachtung zu Unrecht nicht
oder nur verzerrt in den Blick kommen.
* Richter des Bundesverfassungsgerichts, Karls-

ruhe, und Professor für Öffentliches Recht und
Verwaltungswissenschaft der Universität Ham-
burg, Forschungsstelle Recht und Innovation

Anmerkungen

1) Grunwald, 2000, S. 218 f. verweist für die „inte-
grative Technikforschung“ darauf, dass es in pro-
blemorientierter Forschung nicht auf Vollständig-
keit, sondern auf Relevanz ankomme, dies auch
im Hinblick auf einzubeziehende Folgen- und
Wirkungsketten u. ä. Die Risiken einer Ausgren-
zung möglicherweise relevanter Aspekte müssten
minimiert, aber unnötig überhöhte Sicherheitsan-
sprüche, die auch mit erhöhten Kosten verbunden
seien, müssten ausgeschlossen werden.

2) Solche symbolischen Funktionen des Rechts
sind nicht von vornherein als widersinnig abzu-
tun, siehe dazu Hoffmann-Riem 2001a, S. 354
ff. Siehe auch die Unterrichtung durch den Bun-
desrechnungshof, Deutscher Bundestag, Druck-
sache 15/60 vom 18. November 2002, S. 112 ff.
(zum Symbolcharakter der Beschleunigungsge-
setzgebung).
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